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Brauchen eine Bildungs- und Betreuungsgarantie auch für Baden-
Württemberg

Zur Nachricht, wonach der nordrhein-westfälische Familienminister eine von ihm abgegebene Bildungs-
und Betreuungsgarantie bekräftigt habe, äußerten sich der Vorsitzende der FDP/DVP-Landtagsfraktion,
Dr. Hans-Ulrich Rülke, und der bildungspolitische Sprecher, Dr. Timm Kern:

 Rülke: „Der nordrhein-westfälische Familienminister Dr. Joachim Stamp hat heute nochmals die von
ihm bereits abgegebene Bildungs- und Betreuungsgarantie bekräftigt. Damit ist den Eltern in NRW
zugesagt, dass es trotz der ernsten Lage nicht noch einmal zu flächendeckenden Schließungen von
Kinderbetreuung und Schulen kommt. Die FDP/DVP Fraktion fordert die baden-württembergische
Landesregierung auf, diesem Vorbild unverzüglich zu folgen und auch für unsere Kinderbetreuung und
Schulen eine Bildungs- und Betreuungsgarantie abzugeben. Einen entsprechenden Antrag haben wir
bereits in den Landtag eingebracht. Den Eltern in Baden-Württemberg darf kein zweiter Lockdown von
Kinderbetreuung und Schulen zugemutet werden.“

Kern: „In der Stellungnahme zu unserem Antrag verweist die Kultusministerin darauf, dass sich die
baden-württembergische Landesregierung für eine Rückkehr zu einem Schulbetrieb unter
Pandemiebedingungen entschieden habe. Damit soll möglicherweise zum Ausdruck gebracht werden,
die Abgabe einer Bildungs- und Betreuungsgarantie habe sich erübrigt. Das ist aber keineswegs der Fall.
Denn es macht in einer zugespitzten Entscheidungssituation einen gewichtigen Unterschied, ob sich eine
Regierung ausdrücklich verpflichtet hat, die Kindertagesbetreuung und die Schulen nicht zu schließen. So
sollte aus der Stellungnahme der Kultusministerin vielmehr der Schluss gezogen werden, dass die
Abgabe einer Bildungs- und Betreuungsgarantie für Baden-Württemberg umso notwendiger ist.“


